
Umgang mit Schußwaffen hatte, fand er den Abzug der 
gesicherten Waffe nicht. Der Zeuge konnte ihm die 
Waffe aus der Hand schlagen und den Angeklagten zu 
Boden werfen. Daraufhin unterließ dieser weitere An­
griffe.
Auf der Grundlage eines psychiatrischen Gutachtens 
hat das Bezirksgericht festgestellt, daß der Angeklagte 
infolge dauernder Störung der Geistestätigkeit (mittel­
schwerer- Schwachsinn) in Verbindung mit aktueller 
heftiger Erregung vermindert zurechnungsfähig war 
(§ 16 Abs. 1 StGB).
Auf Grund dieser Feststellungen verurteilte das Be­
zirksgericht den Angeklagten wegen versuchten Tot­
schlags (Verbrechen gemäß § 113 Abs. 1 Ziff. 3 Abs. 2 
StGB) zu fünf Jahren Freiheitsstrafe und erkannte auf 
die Zulässigkeit staatlicher Kontrollmaßnahmen durch 
die Organe der Deutschen Volkspolizei (§48 StGB). 
Gegen diese Entscheidung hat der Angeklagte Berufung 
eingelegt, die keinen Erfolg hatte. Sie führte jedoch zur 
Abänderung des erstinstanzlichen Urteils im Schuldaus­
spruch.

Aus den G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht hat auf der Grundlage des nerven- 
fachärztlichen Gutachtens zutreffend erkannt, daß 
eine verminderte Zurechnungsfähigkeit des Angeklag­
ten (§ 16 Abs. 1 StGB) vorlag, weil dieser infolge 
dauernder Störungen der Geistestätigkeit (mittelschwe­
rer Schwachsinn) in Verbindung mit hochgradiger Er­
regung und Steuerungsschwäche erheblich vermindert 
befähigt war, sich gesellschaftsgemäß zu entscheiden. 
Soweit das Bezirksgericht das Verhalten des Ange­
klagten als versuchtes vorsätzliches Tötungsverbrechen 
beurteilt hat, ist ihm zu folgen. Der Angeklagte hat 
übereinstimmend mit der Aussage des Geschädigten 
widerspruchsfrei ausgesagt, daß er aus Rache und im 
Zustande der Erregung und Wut den Geschädigten 
töten wollte. Er habe ihn deshalb mit großer Gewalt­
anwendung gewürgt, dann das geladene Gewehr auf 
ihn gehalten und sich bemüht, die Abzugsvorrichtung 
zu betätigen, die er aber nicht gefunden habe. Das 
Bezirksgericht hat dieses Gesamtverhalten zutreffend 
als einheitliches Handeln eingeschätzt. Die sofortige 
zielgerichtete Handhabung des Gewehrs nach dem 
nicht zum Erfolg führenden Würgen, der unmittelbare 
zeitliche und örtliche Zusammenhang stellt die Ein­
heit des subjektiven wie auch des objektiven Verhal­
tens des Angeklagten deutlich dar. Dabei ist hinsicht­
lich des späteren Handlungsabschnitts allerdings fest­
zustellen, daß der Gebrauch dieses Gewehrs als Tö­
tungsmittel generell sehr gefährlich ist, die konkrete 
Art und Weise der Handhabung der gesicherten Waffe 
selbst jedoch einen Schuß nicht auslöste. Diese Ein­
schätzung ändert jedoch nichts an der richtigen Beur­
teilung des Verhaltens als versuchtes Tötungsverbre­
chen.
Das Bezirksgericht hat mit zutreffender Begründung 
das Vorliegen der Voraussetzungen einer versuchten 
Tötung im Affekt gemäß § 113 Abs. 1 Ziff. 1, Abs. 2 
StGB verneint. Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß 
der Angeklagte wegen der Erschießung seines Hundes 
in hochgradige Erregung versetzt worden war, daß er 
sich gekränkt fühlte und deshalb töten wollte. Das 
Bezirksgericht hat jedoch — bei Anerkennung, daß die­
ser in seiner Zurechnungsfähigkeit vor allem wegen 
des vorhandenen Schwachsinns beeinträchtigte reiz­
bare Mensch unverschuldet in den Erregungszustand 
geraten war — richtig erkannt, daß die Tötung des 
Hundes keine schwere Kränkung i. S. des §113 Abs. 1 
Ziff. 1 StGB darstellt. Es besteht zwar kein Zweifel 
daran, daß der Angeklagte sehr an diesem Hund hing 
und dessen Tod ihn getroffen hat. Eine schwere Krän­
kung muß aber objektiv von erheblichem Gewicht und 
geeignet sein, einen Menschen in seiner Ehre und

Würde tief zu verletzen. Die Erschießung eines Hundes, 
den der Täter trotz früherer Ermahnungen nicht sicher 
festhielt und der deshalb frei durch das Gelände 
hetzte, kann unter den gegebenen Umständen nicht 
als eine objektiv schwere Kränkung charakterisiert 
werden. Der Umstand, daß der Jäger unter teilweiser 
Nichtbeachtung der Jagdbestimmungen hinsichtlich 
des Jagdraumes den Hund tötete, ist für diese Beur­
teilung nicht entscheidend.
Das Bezirksgericht hat die schuldmindernden Um­
stände gemäß § 113 Abs. 1 Ziff. 3 StGB im Schwach­
sinn, in der besonderen Ausprägung der Liebe zu dem 
Tier, der Steuerungsschwäche und Reizbarkeit und der 
unverschuldeten Erregung einerseits sowie den äuße­
ren Einwirkungen — also der Erschießung des Hundes 
durch den Geschädigten — gesehen. Es übersieht hier, 
daß es das Verhalten des Geschädigten und dessen 
Auswirkung selbst nicht als objektiv schwer kränkend 
beurteilt hat.
Das Oberste Gericht hat wiederholt ausgeführt, daß 
die im §113 Abs. 1 Ziff. 3 StGB genannten besonderen 
Tatumstände eine solche Bedeutung haben müssen, 
daß sie — wie die in Ziff. 1 aufgeführten Umstände — 
die den Tötungsverbrechen im allgemeinen innewoh­
nende große Gefährlichkeit im besonderen verringern 
und damit den Grad der strafrechtlichen Schuld des 
Täters erheblich mindern. Damit sind für die Erfül­
lung der Tatbestandsmerkmale von § 113 Abs. 1 Ziff. 3 
StGB ebenso hohe Anforderungen gestellt worden wie 
für eine Tötung im Affekt. Das bedeutet zugleich, daß 
Umstände, die die Voraussetzungen von Ziff. 1 nicht 
zu begründen vermögen, weil z. B. keine Mißhandlung 
oder keine schwere Kränkung vorlag, allein nicht nach 
Ziff. 3 Tatumstände sein können, die die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit des Täters wesentlich mindern. 
Stets müssen dies Tatumstände sein, die der Schwere 
einer solchen objektiven und subjektiven Konfliktlage 
entsprechen, welche von der Rechtsprechung als eine 
dem Täter den Überblick über die eigene aktuelle Le­
benslage wesentlich erschwerende psychische Zwangs­
lage bezeichnet wird (vgl. OG, Urteil vom 14. Februar 
1969 - 5 Ust 69/68 - OGSt Bd. 10 S. 282, NJ 1969 S. 310; 
OG, Urteil vom 28. August 1968 - 5 Ust 46/68 - OGSt 
Bd. 10 S. 234, NJ 1969 S. 122; OG, Urteil vom 17. Sep­
tember 1971 — 5 Ust 61/71 — unveröffentlicht). Um­
stände des subjektiven Bereichs, die tatbezogen eine 
verminderte Zurechnungsfähigkeit nach § 16 Abs. 1 
StGB begründen, können nicht zugleich als besondere 
Tatumstände gelten, die die strafrechtliche Verantwort­
lichkeit nach § 113 Abs. 1 Ziff. 3 StGB mindern (OG, 
Urteil vom 28. August 1968).
Der Auffassung des Vertreters des Generalstaatsan­
walts, daß von der objektiven Seite her Voraussetzun­
gen dieses Tatbestands vorlägen, weil der Geschä­
digte unrechtmäßig den Hund erschossen habe und der 
Angeklagte daher berechtigt empört sein konnte, kann 
nicht gefolgt werden. Dem Angeklagten war nach dem 
Beweisergebnis nicht bewußt, daß der Geschädigte den 
Hund an einer Stelle erschossen hatte, die nach den 
Darlegungen des Sachverständigen außerhalb des Jagd­
gebietes lag, weil sie die Mindestentfernung von einer 
Wohnstätte nicht aufwies. Folglich spielte dieser Um­
stand bei seiner Entscheidung, einen Menschen zu tö­
ten, keine Rolle, zumal sich der Hund tatsächlich los­
gerissen, nicht auf die Rufe des Angeklagten reagiert 
hatte und frei herumgehetzt war. Aber selbst wenn 
der Angeklagte besonders darüber empört gewesen 
wäre, daß der Geschädigte außerhalb des Jagdgebie­
tes geschossen hatte oder ihm dieses zugute gehalten 
würde, kann darin kein Tatumstand nach §113 Abs. 1 
Ziff. 3 StGB gesehen werden. Das würde in der Kon­
sequenz bedeuten, einen vorangegangenen unrecht-
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